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Sachgebiet 61 

Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über Steuerbefreiungen der endgültigen 
Einfuhr von persönlichen Gegenständen durch Privatpersonen aus einem 
Mitgliedstaat 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellimgnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Damit der Bevölkerung der Mitgliedstaaten die 
Existenz der Europäischen Gemeinschaften stärker 
zum Bewußtsein gebracht wird, erscheint es ange- 
bracht, die zur Schaffung binnenmarktähnlicher Ver- 
hältnisse in der Gemeinschaft unternommenen 
Aktionen zugunsten der Privatpersonen weiter vor- 
anzutreiben. 

Insbesondere durch steuerliche Hemmnisse bei der 
Einfuhr von persönlichen Gegenständen durch 
Privatpersonen aus einem Mitgliedstaat in einen 
anderen Mitgliedstaat wird deren Freizügigkeit in 
der Gemeinschaft behindert. Es gilt also, diese 
Behinderungen so weit wie irgend möglich zu besei- 
tigen, indem Steuerbefreiungen vorgesehen werden. 

Diese Steuerbefreiungen dürfen nur bei Einfuhren 
von Gegenständen, die nicht zu geschäftlichen oder 
spekulativen Zwecken erfolgen, zur Anwendung 
gelangen, weshalb hierfür Begrenzungen und An- 
wendungsbedingungen festzulegen sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

ABSCHNITT I 

Anwendungsbereich 
Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren unter den nach- 
stehend genannten Bedingungen eine Befreiung 
von den Umsatzsteuern, Sonderverbrauchsteuern 
und sonstigen Verbrauchsabgaben bei der end- 


gültigen Einfuhr von persönlichen Gegenständen 
durch Privatpersonen aus einem anderen Mit- 
gliedstaat. 

2. Als „persönliche Gegenstände" im Sinne dieser 
Richtlinie gelten die Gegenstände, die bestimmt 
sind für den persönlichen Gebrauch der Privat- 
person oder der in ihrem Haushalt lebenden 
Familienangehörigen oder der durch einen 
Arbeitsvertrag an sie gebundenen Personen. 
Diese Gegenstände dürfen weder durch ihre 
Eigenart noch durch die Menge zu der Besorgnis 
Anlaß geben, daß die Einfuhr aus geschäftlichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder beruf- 
lichen Gründen erfolgt. 

ABSCHNITT II 

Einfuhr von persönlichen Gegenständen 

Artikel 2 

Voraussetzungen betreffend die Gegenstände 

1. Die persönlichen Gegenstände 

a) müssen zu den auf dem Inlandsmarkt eines 
Mitgliedstaates geltenden allgemeinen Bedin- 
gungen der Besteuerung erworben worden 
sein, und für ihre Ausfuhr darf keine Be- 
freiung oder Erstattung von Umsatzsteuern, 
Sonderverbrauchsteuern und sonstigen Ver- 
brauchsabgaben gewährt worden sein; 

b) dürfen nicht zum Zwecke ihrer Einfuhr in 
einen anderen Mitgliedstaat erworben worden 
sein. 

Diese Voraussetzungen gelten bei gebrauchten 
Gegenständen, die Spuren des Gebrauchs auf- 
weisen, welche ihren Weiterverkauf als neuen 
Gegenstand unmöglich machen, und bei solchen 
.Gegenständen, die vor mehr als drei Monaten 
erworben worden sind, als erfüllt. 

Straßenkraftfahrzeuge einschließlich ihrer Anhän- 
ger, Wohnwagen, Mobil-homes, Vergnügungs- 
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boote und Privatflugzeuge müssen jedoch vor 
mehr als sechs Monaten vor dem Tage der Ein- 
fuhr erworben worden sein, und anhand von 
Belegen muß der Nachweis über die endgültige 
Zahlung der unter Buchstabe a genannten Steuern 
und Verbrauchsabgaben für diese Gegenstände 
erbracht werden. 

2. Die persönlichen Gegenstände müssen zum 
Zwecke der Überführung in eine Wohnung ein- 
geführt werden, die für einen ununterbrochenen 
Zeitraum von mindestens neun Monaten Eigen- 
tum der Privatperson oder von ihr gemietet ist. 
Als „Wohnungen" gelten nur fest mit dem 
Grund und Boden verbundene Gebäude. 

Artikels 

Einfuhrformalitäten 

1. a) Die Privatperson legt den zuständigen Behör- 

den des Einfuhrstaates spätestens im Zeit- 
punkt der Einfuhr ein mit Datum und Unter- 
schrift versehenes Verzeichnis der gesamten 
persönlichen Gegenstände in zweifacher Aus- 
fertigung vor, das auch die Anschrift der Woh- 
nung, in die die persönlichen Gegenstände 
gebracht werden sollen, enthält; 

b) die Vorlage dieses Inventarverzeichnisses 
gilt als Antrag auf Gewährung der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Steuerbefreiungen; 

c) die zuständigen Behörden des Mitgliedstaates 
der Einfuhr versehen eine Ausfertigung, die 
der Privatperson wieder ausgehändigt wird, 
mit ihrem Sichtvermerk. 

2. Die Einfuhr der im Inventarverzeichnis aufge- 
führten Gegenstände kann einzeln und nachein- 
ander binnen einer Frist von sechs Monaten 
nach Einfuhr des ersten Gegenstands erfolgen. 

3. Erfolgt die Einfuhr der persönlichen Gegenstände 
nicht zum Zwecke der unmittelbaren Überfüh- 
rung in eine Wohnung, müssen die Gegenstände 
in ein Zollager aufgenommen werden. Die in 
diesem Artikel vorgeschriebenen Formalitäten 
müssen in dem Zeitpunkt, in dem die Gegen- 
stände zum Zwecke der unmittelbaren Überfüh- 
rung in eine Wohnung aus dem Zollager ent- 
nommen werden, erfüllt sein. Die Voraussetzun- 
gen gemäß Artikel 2 Absatz 1 müssen am Tage 
der Aufnahme der Gegenstände in das Zollager 
erfüllt sein. 


Artikel 4 

Pfliditen nach der Einfuhr 

1, Die eingeführten Gegenstände dürfen nach ihrer 
steuerfreien Einfuhr in den darauffolgenden 12 
Monaten nicht veräußert werden, außer in Fällen 
höherer Gewalt, und dürfen innerhalb dieser 
Frist auch nicht vermietet oder verliehen werden. 

2. Für die Berechnung dieser Frist ist auszugehen: 

a) von dem Tag, an dem in den Fällen des Arti- 
kels 3 Absatz 2 die letzte Einfuhr erfolgte; 

b) von dem Tag der Entnahme aus dem Zollager 
zum Zwecke der endgültigen Überführung in 
eine Wohnung in den Fällen des Artikels 3 
Absatz 3. 

Artikel 5 

Besondere Voraussetzungen für bestimmte 
Gegenstände 

1. Für die Gegenstände, die in Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie 69/169/EWG des Rates vom 28. Mai 
1969 zur Harmonisierung der Recht- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Befreiung von den 
Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern bei 
der Einfuhr im grenzüberschreitenden Reisever- 
kehr, durch die darauffolgenden Richtlinien ge- 
ändert, aufgeführt sind, wird die Steuerbefreiung 
nur im Rahmen der dort vorgeschriebenen Frei- 
mengen im Verkehr zwischen Mitgliedstaaten ge- 
währt. 

2. Die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Voraussetzungen und die in Artikel 4 genannten 
Pflichten gelten nicht für Erzeugnisse, die durch 
bloßen Gebrauch unmittelbar verbraucht werden. 

3. Für Reitpferde und Mobil-homes wird die Steuer- 
befreiung nur gewährt, wenn die Privatperson im 
Zeitpunkt der Einfuhr erklärt, daß sie ihren 
Hauptwohnsitz in den Einfuhr Staat verlegt. 

4. Für Straßenkraftfahrzeuge einschließlich ihrer 
Anhänger, für Wohnwagen, Vergnügungsboote, 
Privatflugzeuge, Fahrräder und Heimtiere wird 
die Steuerbefreiung nur gewährt, wenn die Pri- 
vatperson ihren Hauptwohnsitz in den Einfuhr- 
staat verlegt und die Steuerbefreiung spätestens 
sechs Monate nach der vorübergehenden Einfuhr 
beantragt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14, November 1975 - 1/4 - 680 70 -E- Pr 7/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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ABSCHNITT III 

Einfuhr von Gegenständen anläßlich einer 

Eheschließung 

Artikel 6 

1. Anläßlich ihrer Eheschließung können Privat- 
personen persönliche Gegenstände, die vor weni- 
ger als drei Monaten erworben wurden und 
keine Spuren von Gebrauch aufweisen, unter Be- 
freiung von den in Artikel 1 genannten Steuern 
und Abgaben in den Mitgliedstaat, in dem sie 
ihren Wohnsitz nehmen wollen, unter folgenden 
Bedingungen einführen: 

a) Die Einfuhr muß innerhalb einer Frist, die 
zwei Monate vor dem vorgesehenen Tag der 
Eheschließung beginnt und vier Monate nach 
dem Tag der Eheschließung endet, bewirkt 
werden; 

b) die Privatperson muß den Nachweis erbrin- 
gen, daß die Ehe geschlossen oder das stan- 
desamtlidie Aufgebot bestellt ist; die Mit- 
gliedstaaten treffen die für die Ausstellung 
diesbezüglicher Besdieinigungen erforderli- 
chen Maßnahmen. 

2. Die zuständigen Behörden des Einfuhrstaates 
können die Vorlage von Nachweisbelegen dar- 
über verlangen, daß die in Absatz 1 genannten 
Gegenstände, deren einzelner Wert je Gegen- 
stand mehr als 125 RE beträgt, zu den auf dem 
Inlandsmarkt eines Mitgliedstaates geltenden 
Bedingungen erworben worden sind und dafür 
aufgrund der Ausfuhr keine Erstattung von Um- 
satzsteuern, Sonderverbraudisteuern und sonsti- 
gen Verbrauchsangaben gewährt worden ist. 

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als Gegenstand 
eine Sache oder eine Gruppe von Sachen, die 
normalerweise ein Ganzes bildet. 

3. Falls die Privatperson den Nachweis über ihre 
Eheschließung nicht innerhalb von vier Monaten 
nach dem angegebenen Tag der Eheschließung 
erbringt, werden die Steuern und Abgaben ab 
dem Tag der Einfuhr geschuldet. 

4. Für die Gewährung der Steuerbefreiung sind die 
Vorschriften des Artikels 2 Absatz 2 und der 
Artikel 3, 4 und 5 maßgebend. 

ABSCHNITT IV 

Einfuhr persönlicher Gegenstände des Erblassers, 
die durch Erbfall erworben worden sind 

Artikel 7 

1. Anläßlich einer Erbschaft von Todes wegen kön- 
nen Privatpersonen die persönlichen Gegen- 
stände aus dem Nadilaß des Erblassers, deren 
Eigentum oder Nießbrauch ihnen zugefallen ist 
und die sich in einem Mitgliedstaat befinden, un- 
ter Befreiung von den in Artikel 1 genannten 
Steuern und Abgaben unter folgenden Bedingun- 
gen einführen: 

a) Die Privatperson muß den zuständigen Behör- 
den des Mitgliedstaates der Einfuhr eine von 
einem Notar oder einer sonstigen zuständigen 


Behörde ausgestellte Bescheinung darüber 
vorlegen, daß die eingeführten Gegenstände 
durdi Erbfall erworben worden sind; 
b) die Einfuhr muß innerhalb von sechs Monaten 
nach der Besitzübergabe der Gegenstände er- 
folgen. 

2. Für die Gewährung der Steuerbefreiung sind die 
Vorschriften des Artikels 2 Absatz 2 und der 
Artikel 3, 4 und 5 maßgebend. Die in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Voraussetzungen gelten 
durch die Besitzübergabe der Gegenstände als er- 
füllt. 

ABSCHNITT V 

Verschiedene Vorschriften 

Artikel 8 

Allgemeiner Wohnsitznachweis 

Für die Anwendung dieser Riditlinie erbringen die 
Privatpersonen den Nachweis über den Ort ihres 
Hauptwohnsitzes anhand ihres Reisepasses oder Per- 
sonalausweises oder, in Ermangelung solcher Aus- 
weise, anhand jedes anderen Identitätsausweises, 
den der Mitgliedstaat der Einfuhr als gültig aner- 
kennt. 

Artikel 9 

Erleichterte Grenzkontrollen 

1. Die Mitgliedstaaten erleiditern so weit wie mög- 
lich die Formalitäten für die von Privatpersonen 
im Rahmen und unter den Bedingungen dieser 
Richtlinie getätigten Einfuhren. 

Sie trachten zu vermeiden, daß die Einfuhrfor- 
malitäten zu Kontrollen führen, die ein Umladen 
der Gegenstände an der Grenze erforderlich 
machen. 

2. In den Fällen einer Rückfuhr der persönlichen 
Gegenstände in unverändertem Zustand in den 
Wohnsitzstaat erkennen die Mitgliedstaaten das 
vom Einfuhrstaat gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buch- 
stabe c mit dem Sichtvermerk versehene Inven- 
tarverzeichnis als gültigen Beleg an. 

Artikel 10 

Sonderregelungen 

1. Die Mitgliedstaaten können liberalere Regelun- 
gen treffen, als in dieser Richtlinie vorgesehen 
sind. 

2. Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von 
diesen Regelungen zu dem Zeitpunkt in Kenntnis, 
zu dem sie den in Artikel 11 vorgesehenen Ver- 
pflichtungen nachkommen. 

Artikel 11 

Verschiedene Verpflichtungen 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie binnen drei Monaten nach 
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ihrer Notifizierung nadizukommen, und setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut aller weiteren wesent- 
lichen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften übermittelt wird, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

3. Die Kommission erstattet dem Rat nach Konsul- 
tation der Mitgliedstaaten alle zwei Jahre Be- 
richt über die Anwendung der Richtlinie in den 
Mitgliedstaaten. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Begründung 

I. Allgemeine Erwägungen 

In ihrem achten Gesamtbericht über die Tätigkeit 
der Europäischen Gemeinschaften hatte die Kom- 
mission angekündigt, daß sie beabsichtigt, die durch 
steuerliche Maßnahmen verursachten Behinderungen 
im innergemeinschaftlichen Verkehr von persönli- 
chem Umzugsgut der Privatpersonen abzubauen, die 
eine Beeinträchtigung des Prinzips der Freizügigkeit 
der Personen darstellen. 

Nach dem vorliegenden Vorschlag soll dieses Be- 
streben, einen Binnenmarkt zu schaffen, der den Pri- 
vatpersonen zugute kommt, greifbare Form anneh- 
men, auch wenn dies noch mit bestimmten Ein- 
schränkungen und Bedingungen verbunden werden 
muß. 

Die bei Vorgängen rein privater Natur bestehenden 
Steuerschranken zwischen den Mitgliedstaaten sind 
einer der Faktoren, die die öffentliche Meinung äu- 
ßerst nachteilig und dermaßen beeinflussen, daß da- 
durch Zweifel an der Wirklichkeit des Gemeinsamen 
Marktes aufkommen. Daher erscheint es dringend 
notwendig, den Privatpersonen die Abwicklung die- 
ser Vorgänge innerhalb der Gemeinschaft in glei- 
cher Weise wie im Inland eines Mitgliedstaates zu 
ermöglichen, allerdings unter dem Vorbehalt, daß sie 
daraus keine ungerechtfertigten Vorteile ziehen. 

II. Erläuterungen zu den Artikeln 
Zu Artikel 1 

Der Richtlinienvorschlag sieht vor, Befreiung von 
allen Verb rauch steuern bei der von Privatpersonen 
bewirkten endgültigen Einfuhr von persönlichen Ge- 
genständen aller Art aus einem anderen Mitglied- 
staat zu gewähren, vorausgesetzt, daß diese Gegen- 
stände in einem sehr weiten Sinne zum persönlichen 
Ge- oder Verbrauch oder Haushaltsgebrauch der Pri- 
vatperson bestimmt sind und nicht zu der Besorgnis 
Anlaß geben, daß die Einfuhr aus geschäftlichen, ge- 
werblichen, landwirtschaftlichen oder beruflichen 
Gründen erfolgt. Demnach ist z. B. bei Fahrzeugen 


die Steuerbefreiung für Nutzfahrzeuge ausgeschlos- 
sen. 

Zu Artikel 2 bis 5 

Die Gewährung der Steuerbefreiung unterliegt Be- 
dingungen und Formalitäten bei der Einfuhr und ist 
an Pflichten gebunden, die nach der Einfuhr zu er- 
füllen sind. Für bestimmte Gegenstände gelten be- 
sondere beschränkende Voraussetzungen. 

Durch diese Vorschriften soll vermieden werden, daß 
für Einfuhren geschäftlicher Art Steuerbefreiung ge- 
währt wird, und allgemein, daß infolge der Richt- 
linienvorschriften die Privatpersonen mißbräuchlich 
Nutzen aus den zwischen den Mitgliedstaaten be- 
stehenden Unterschieden in den Steuerregelungen 
ziehen. 

Deshalb ist vorgesehen, daß die persönlichen Gegen- 
stände zu den auf dem Inlandsmarkt geltenden all- 
gemeinen Bedingungen der Besteuerung und nicht 
zum Zwecke der Ausfuhr erworben worden sein 
müssen. Die Mutmaßungsregel für die Erfüllung der 
beiden im Richtlinienvorschlag genannten Voraus- 
setzungen gilt nicht für bestimmte Gegenstände wie 
Fahrzeuge, Boote usw., da diese sehr hohen Steuer- 
sätzen unterliegen. Es ist dafür auch eine besondere 
Frist vorgesehen, um zu gewährleisten, daß diese 
Gegenstände nicht zum Zwecke der Einfuhr in einen 
anden Mitgliedstaat erworben worden sind. 

Die Steuerbefreiung ist an die Voraussetzung gebun- 
den, daß die persönlichen Gegenstände in eine Woh- 
nung überführt werden, in die die Privatperson tat- 
sächlich als Eigentümer oder Mieter für die Dauer 
von mindestens neun Monaten eingezogen ist, wobei 
es jedoch unbeachtlich ist, ob diese Wohnung Haupt- 
wohnnsitz der Privatperson wird oder nicht. 

Der Vorschlag sieht bestimmte Formalitäten vor, 
insbesondere die Vorlage eines Inventarverzeichnis- 
ses in zweifacher Ausfertigung, von dem ein mit 
dem Sichtvermerk der zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaates der Einfuhr versehenes Exemplar 
der Privatperson wieder ausgehändigt wird; diese 
besonderen Formalitäten schließen nicht aus, daß 
die Zollformalitäten beibehalten werden müssen. 
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Ferner ist im Vorschlag als Vorsichtsmaßregel eine 
Besitzdauer von mindestens zwölf Monaten nach Ein- 
fuhr der Gegenstände vorgesehen und die diesbe- 
zügliche Fristenberechnung geregelt Für bestimmte 
Erzeugnisse, die Sonderverbrauchsteuern unterlie- 
gen, sowie für Reitpferde, für Mobil-homes, für be- 
stimmte Verkehrsmittel und für Heimtiere schreibt 
die Richtlinie beschränkende Maßnahmen bzw. be- 
sondere Voraussetzungen vor, die neben den allge- 
meinen Voraussetzungen erfüllt sein müssen. 

Zu Artikel 6 und 7 

Anläßlich ihrer Eheschließung können Privatperso- 
nen nicht nur die den Voraussetzungen des Artikels 
2 entsprechenden Gegenstände, sondern auch neue 
Gegenstände in den Mitgliedstaat einführen, in dem 
sie ihren Wohnsitz nehmen wollen. Artikel 6 ent- 
hält die Regelung für die Einfuhr der letztgenannten 
Gegenstände; die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Erwerbsfristen gelten nicht für die Ein- 
fuhr dieser neuen Gegenstände. 

Artikel 7 regelt die Einfuhr von persönlichen Gegen- 
ständen des Erblassers durch seine Erben. Für diese 
Fälle erschien es zweckmäßig, besondere Voraus- 
setzungen vorzusehen, die an die Stelle der in Arti- 
kel 2 Absatz 1 genannten Voraussetzungen treten. 
Es kann unterstellt werden, daß derartige Gegen- 
stände nicht zum Zwecke der Einfuhr erworben wur- 
den; denn für die Erben wäre es oft schwierig, den 
Nachweis darüber zu erbringen, daß der Erblasser 
diese Gegenstände unter den allgemeinen Bedingun- 
gen des Inlandsmarktes erworben hatte. 

Sofern in Artikel 6 und 7 nichts anderes bestimmt 
ist, finden die Vorschriften der Artikel 2, 3, 4 und 5 
Anwendung. 

Zu Artikel 8 

Der Nachweis des Hauptwohnsitzes der Privatperso- 
nen wird aufgrund der gleichen Ausweise erbracht, 
die gegenwärtig für die Anwendung der Richtlinie 
des Rates vom 28. Mai 1969 über Steuerbefreiungen 


im Reiseverkehr vorgeschrieben sind, d. h. anhand 
des Reisepasses, des Personalausweises oder, in Er- 
mangelung solcher Ausweise, anhand jedes anderen 
Identitätsausweises, den der Mitgliedstaat der Ein- 
fuhr als gültig anerkennt. 

Damit hierbei nicht unterschiedliche Regelungen 
Platz greifen, wodurch eine Quelle der Unsicherheit 
entstünde, ist die strenge Einhaltung dieser Rege- 
lung erforderlich. 

Zu Artikel 9 

Da das Inventarverzeichnis in den Fällen der Rück- 
fuhr der Gegenstände in den Mitgliedstaat der Aus- 
fuhr als gültiger Beleg anerkannt wird, werden die 
Nachweisprobleme erleichtert. 

Im übrigen wünscht die Kommission, daß die Mit- 
gliedstaaten sich dazu bereit finden, die Kontrollen 
zu beschleunigen und ein Umladen der Gegenstände 
an der Grenze zu vermeiden, indem sie die eigent- 
liche Kontrolle der Gegenstände vorzugsweise am 
Bestimmungsort vornehmen. 

Zu Artikel 10 

Das von der Kommission vorgeschlagene Steuerbe- 
freiungssystem schließt nicht aus, daß die Staaten 
günstigere Regelungen beibehalten oder einführen 
als diejenigen, zu deren Anwendung sie aufgrund 
dieser Richtlinie förmlich verpflichtet sind. Die Richt- 
linie schreibt, um die Freizügigkeit und die Nieder- 
lassungsfreiheit von Personen in der Gemeinschaft 
zu verwirklichen, ein Mindestmaß an Steuerbefrei- 
ung zugunsten der Privatpersonen vor. 

Jede liberalere Regelung, die ein Mitgliedstaat auf 
diesem Gebiet für Privatpersonen einführt, muß auf 
alle Fälle dem Sinn und Zweck der Richtlinie ent- 
sprechen und muß im konkreten Ergebnis eine echte 
Vergünstigung für die Privatperson beinhalten. Aus 
diesem Grunde sieht Artikel 10 Absatz 2 vor, daß 
die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die Kommis- 
sion von derartigen Regelungen in Kenntnis zu 
setzen. 
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